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REDE DER BUNDESKANZLERIN, ANGELA MERKEL, AUF DEM 
KOLLOQUIUM "NEUE WELT, NEUER KAPITALISMUS" 


 
 
Sehr geehrter Herr Staatspräsident, lieber Nicolas Sarkozy, 
liebe Frau Präsidentin Johnson-Sirleaf, 
lieber Tony Blair, 
liebe Mitglieder der französischen Regierung, 
werte Teilnehmer dieser Konferenz! 
  
Lieber Nicolas, herzlichen Dank für die Einladung zu dieser Konferenz. Wir werden die Ergebnisse, 
die hier in der zweitägigen Diskussion zutage treten werden, in Deutschland sehr intensiv verfolgen. 
Ich denke, wir haben hier eine sehr interessante Mischung des Sachverstands von Experten und 
agierenden Politikern, die sich mit dem, was die Welt im Augenblick bewegt, richtigerweise 
auseinander setzen. 
  
"Eine neue Welt, ein neuer Kapitalismus" – in Deutschland würde man vielleicht sagen: "Eine neue 
Welt, eine Soziale Marktwirtschaft mit einer globalen Dimension" –: Das ist das, worum wir ringen 
und was uns auch angesichts der Bewältigung aktueller Krisensymptome nicht aus dem Sinn gehen 
darf, sondern das seine Bedeutung beibehält. Denn in der Rückschau – wenn wir uns einmal die 
Welt in zehn Jahren vorstellen – wird die Frage gestellt werden: Was habt ihr gelernt, was habt ihr 
verbessert; seid ihr einfach nur irgendwie durch diese Krise gekommen oder ist es euch gelungen, 
die richtigen Lehren daraus zu ziehen? 
  
Wir haben in den letzten 10 bis 20 Jahren, nach dem Fall des Eisernen Vorhangs in Europa, eine 
große Zunahme an Freiheit gehabt, getrieben auch durch neue technische Entwicklungen wie zum 
Beispiel durch Datenverarbeitung. Ohne freien Fluss der Informationen wäre es wahrscheinlich gar 
nicht so schnell zum Fall der Mauer in Deutschland und dem Zusammenbruch der 
kommunistischen Systeme gekommen. Wir haben also in den letzten 20 Jahren die Chancen der 
Globalisierung in vielfältiger Weise in verschiedenen Bereichen der Welt erlebt. Wir haben 
gesehen: Globalisierung kann eine Chance sein, sie ist eine Chance und kann vor allen Dingen zu 
mehr Wohlstand führen. 
  
Wir haben jetzt aber erlebt, wo auch die Risiken der Globalisierung liegen und dass wir 
institutionell und regulatorisch auf diese Risiken weltweit nicht ausreichend vorbereitet sind. Die 
Tatsache, dass sich die Welt gewandelt hat, dass räumliche Entfernungen sozusagen immer mehr 
zusammengeschrumpft sind, dass man über jeden Winkel der Erde alles wissen kann, bringt uns 
einander näher und verlangt von uns koordiniertes Handeln. Für mich ist die Krise der 
Finanzmärkte, diese internationale Krise, die unglaubliche Schockwellen an allen Enden und Ecken 
der Erde hinterlassen hat, ein Ausdruck dieser Globalisierung. Ich glaube aber, wir sollten auch die 







Frage stellen: Was liegt dahinter? Es ist unstrittig, dass wir eine neue Regelung der Finanzmärkte 
brauchen. Ich werde gleich darüber sprechen. 
  
Nur die internationalen Finanzmärkte zu betrachten, wäre zu kurz gegriffen. Denn wir haben auf der 
Welt massive ökonomische Ungleichgewichte, die aus meiner Sicht in diesem Zusammenhang auch 
adressiert werden müssen. Ich will es hier relativ klar sagen: Wenn wir heute eine Situation haben, 
in der zum Beispiel China mit etwa zwei Billionen US-Dollar den weltweit größten Überschuss an 
Devisenreserven hat, auf der anderen Seite aber ein unglaublich hohes Leistungsbilanzdefizit in den 
Vereinigten Staaten vorliegt, so ist das etwas, was auf Dauer einen Instabilitätsfaktor für das globale 
Zusammenwirken darstellt. Deshalb glaube ich, dass die Industrieländer in ihrer großen Mehrheit 
doch zur Kenntnis nehmen sollten, dass wir ein Stück weit über unsere Verhältnisse gelebt haben. 
Wir haben Anleihen auf die Zukunft genommen, ohne bereits den Gegenwert produziert zu haben. 
Das wird nach meiner festen Auffassung auf Dauer nicht gutgehen. 
  
Deshalb ist es so wichtig, dass wir aus der Krise die richtigen Lehren ziehen, denn die westlichen 
Industrieländer verkörpern natürlich in der Kombination von freien Marktwirtschaften und 
politischen Demokratien gesellschaftliche Systeme, von denen ich der festen Auffassung bin, dass 
sie überlegen sind und den besten Wohlstand für die Menschen produzieren können. Wenn wir aber 
nicht beweisen können, dass wir als Staaten in der Lage sind, eine gesellschaftliche Ordnung für die 
Welt zu schaffen, in der solche Krisen nicht passieren, dann werden verstärkt Anfragen an uns 
gerichtet werden, ob dies wirklich das richtige ökonomische System ist. Ich spreche also ein klares 
Bekenntnis zu den Mechanismen der Marktwirtschaft aus, aber ein einfaches "Weiter so" kann und 
darf es nicht geben. 
  
Die aktuelle Bekämpfung der Krise erfordert koordiniertes Vorgehen; keine Frage. Das haben wir 
in der internationalen Staatengemeinschaft und vor allen Dingen auch in der Europäischen Union 
unter der französischen Präsidentschaft gezeigt. Wir sind als Staaten sozusagen als Hüter der 
Ordnung eingetreten, um eine Kernschmelze der Wirtschaftsordnung und der Finanzarchitektur zu 
verhindern. Wir haben dies aber als akute Krisenbewältigung getan und nicht etwa mit dem 
Anspruch, in einer dauerhaften Intervention der Staaten in einem freien marktwirtschaftlichen 
System zu agieren. Das heißt, das, was wir jetzt in einer Staatsaktion getan haben, werden wir auch 
leicht wieder aus den Händen lassen, wenn die Banken und die Finanzmärkte ihrer ursprünglichen 
Aufgabe wieder nachkommen. 
  
Was wir aber gelernt haben, ist, dass wir eine strengere Regulierung der Finanzmärkte brauchen. Es 
war richtig, im Rahmen der G20 hierzu ein Treffen in den Vereinigten Staaten von Amerika 
durchzuführen. Es wird im April ein Folgetreffen in London geben; Großbritannien hat den Vorsitz 
innerhalb der G20-Gruppe. Ich glaube, diese G20-Gruppe zeigt auch, welche relevanten Akteure 
heute auf der Welt eine globale Ordnung zimmern müssen, damit sie wirklich eine Gültigkeit hat. 
  
Ich will Tony Blair deshalb ausdrücklich zustimmen: G8, das ist nicht mehr die Gruppe, die für die 
Welt eine globale Ordnung herstellen kann. Wir haben unter der deutschen G8-Präsidentschaft im 
so genannten Heiligendamm-Prozess begonnen, mit fünf wichtigen Akteuren – Indien, China, 
Mexiko, Brasilien und Südafrika – eine permanente, kontinuierliche Zusammenarbeit auf der 
Plattform der OECD zu initiieren. Wir werden in dieser Frage weitergehen. Ich denke, schon unter 
der italienischen G8-Präsidentschaft wird deutlich werden, dass dieser Prozess immer weiter 
zusammenwächst und natürlich mehr Akteure aufnimmt, um die weltwirtschaftlichen Probleme zu 
besprechen. 
  
Wir brauchen also eine Ordnung der Finanzmärkte und dazu internationale Standards. Ich hoffe, 
dass diese Konferenz hierzu auch einen Beitrag leisten wird, um solche Fehlentwicklungen, wie es 







sie gab, zu überwinden. Wir brauchen aber natürlich auch den politischen Willen, 
Finanzmarktakteure nicht dazu anzuregen, zu große Risiken einzugehen, sondern durch Maßhalten 
– auch mit Blick auf die eigenen Haushalte – darauf zu achten, dass wir nicht über unsere 
Verhältnisse leben. Zu viel Maßlosigkeit produziert wiederum auch zu viel Bereitschaft, Risiken 
einzugehen. Und das wird nicht "sustainable", nicht nachhaltig im Sinne einer wirklichen 
Wirtschaftsordnung sein. 
  
Meine Damen und Herren, die neuen Regeln werden, so hoffe ich, schon im April ein Stück weit 
Kontur annehmen. Ich habe auch die dringende Bitte, dass dann, wenn die Finanzmärkte wieder zu 
funktionieren beginnen, die Akteure der Finanzmärkte nicht wieder versuchen, die Politiker davon 
abzuhalten, wirklich richtige Regeln durchzusetzen. Die Gefahr besteht natürlich, dass in dem 
Moment, in dem alles wieder besser läuft, gesagt wird: "Nun mischt euch mit euren staatlichen 
Vorstellungen nicht zu viel ein." Ich werde jedenfalls an dieser Stelle dieses Mal hart sein. Wir 
haben damals, während unserer G8-Präsidentschaft, versucht, Regulierungen für Hedgefonds zu 
schaffen. Das war nicht möglich. Solche Fehler werden wir nicht wiederholen, damit wir die Welt 
nicht wieder in solche Krisen stürzen. 
  
Meine Damen und Herren, wir brauchen darüber hinaus auch ein institutionelles Geflecht, eine 
institutionelle Architektur des 21. Jahrhunderts, die die globalen Zusammenhänge wirklich 
widerspiegelt. Auch hierbei bin ich derselben Meinung wie Tony Blair. In der Mitte des 20. 
Jahrhunderts, nach den Schrecknissen des Zweiten Weltkrieges, hat man sich in einem großen 
Kraftakt für eine internationale Architektur entschieden, die ihresgleichen sucht. Wir können viel 
über nicht funktionierende Mechanismen der Vereinten Nationen sagen. Aber die Entscheidung zur 
Schaffung der Charta der Vereinten Nationen und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen war 
eine Entscheidung, die ich als adäquate Antwort auf die Schrecknisse des Zweiten Weltkrieges und 
die Zeit danach werten würde. 
  
Wenn wir heute in einer weltweiten Krise sind, dann muss unsere Antwort auch mehr sein als nur 
ein paar Regeln für die internationalen Finanzmärkte. Sie muss dann vielmehr eine Antwort sein, 
die sich auch in der internationalen Architektur der Institutionen niederschlägt. Ich bin der 
Meinung, dass wir ein gemeinsames Schema für das Wirtschaften in der Welt brauchen. 
  
Jetzt können wir darüber diskutieren, ob wir bestehende Institutionen wie zum Beispiel den 
Internationalen Währungsfonds aufwerten und mit neuen Kompetenzen ausstatten wollen. Der 
Internationale Währungsfonds nimmt schon heute sehr viele wirtschaftliche Prognosen für die 
einzelnen Länder vor und gibt Empfehlungen ab. Allerdings sage ich hier: Manchmal gibt er auch 
sehr unterschiedliche Empfehlungen ab. Wenn einige der Entwicklungsländer in Krisen geraten 
waren, wurde ihnen gesagt: "Steuern erhöhen, sparen!" Und dann hat man sich gewundert, wenn 
daraus politische Instabilitäten entstanden sind. Wenn die westlichen Industrieländer in der Krise 
sind, heißt es dagegen: "Steuern senken, Schulden machen!" Ich glaube, wir müssen uns auch daran 
gewöhnen, dass internationale Institutionen allen Ländern die gleichen Empfehlungen geben – 
natürlich entsprechend ihrer jeweiligen Situation – und nicht ganz unterschiedlich agieren. Auch 
das wird eine Frage der Glaubwürdigkeit sein. 
  
Oder aber wir entscheiden uns – auch das halte ich für eine Möglichkeit –, neben einem UN-
Sicherheitsrat einen Wirtschaftsrat bei den Vereinten Nationen anzusiedeln, der etwas anderes tut 
als heute der ECOSOC, der sich tage-, monate- und jahrelang damit beschäftigt, nette Gutachten zu 
schreiben, aber letztlich keine prägende Kraft für die Ordnung der Weltwirtschaft ist. 
  
Als wir uns in Washington im Dezember getroffen haben, da war eines ganz klar: Natürlich ist es 
ein Riesenschritt, sich einer internationalen Organisation anzuvertrauen und damit auch ein Stück 







nationaler Gestaltungskraft abzugeben. Wir in der Europäischen Union haben das gelernt. Die 
Europäische Union ist eine Union, die uns stärker für die Globalisierung macht, weil wir als 500 
Millionen Europäer gemeinsam agieren können. Das geht aber nur um den Preis, dass wir dann 
auch eine Kommission und ein Europäisches Parlament haben, deren Ratschläge und 
Entscheidungen wir als Mitgliedstaaten hinzunehmen haben. Das passt uns nicht immer. Da 
rebellieren wir manchmal auch. Aber unter dem Strich gibt es keinen Zweifel, dass 500 Millionen 
Europäer mit ihrer Vorstellung, wie wir leben wollen, in der internationalen Staatengemeinschaft 
ganz anders auftreten können, als jeder einzelne europäische Mitgliedstaat für sich allein. 
  
Das heißt, nachdem die Aufgabe Europas in den ersten Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg 
vor allen Dingen die Schaffung einer Friedensordnung in Europa war, wird es in Zukunft die 
Aufgabe der Europäischen Union sein, eine Stimme der Sozialen Marktwirtschaft – so würde ich es 
als deutsche Kanzlerin sagen – für die internationale Ordnung zu sein. Wir hoffen dabei auf 
Verbündete aus den Entwicklungsländern und aus den Schwellenländern. Wir müssen eine 
internationale Ordnung aufbauen, für die, wie ich glaube, Europa vieles an Angeboten bereithält. 
  
Um die Frage, wie wir diese globalen Institutionen schaffen, die uns zu bestimmten Standards und 
Regeln in der Wirtschaftspolitik führen, werden wir in den nächsten Jahren hart ringen müssen. Ich 
bin der Meinung: Genauso, wie wir eine Charta für die Menschenrechte haben, brauchen wir auch 
eine Charta für langfristig vernünftiges Wirtschaften. Wenn wir uns nicht auf bestimmte Maßstäbe 
einigen können, wenn wir nicht bereit sind, uns hier ein Stück weit an internationale Standards zu 
halten, dann werden wir immer wieder in solche Krisen hineinschlittern. Deshalb erhoffe ich mir, 
dass dieses Symposium einen Beitrag dazu leistet und uns vielleicht Vorschläge macht, wie eine 
solche internationale Ordnung aussehen könnte. 
  
Viele tun sich mit dem Gedanken schwer, noch einmal ein Stück nationaler Souveränität 
abzugeben. Aber wir haben doch jetzt in der Krise erlebt, wozu es führt, wenn wir keine 
abgestimmten Regelwerke haben: Es führt dazu, dass einige falsche Regeln anwenden oder gar 
keine haben und dass zum Schluss alle davon betroffen sind. Deshalb kann heute keine Nation mehr 
allein – selbst die starken Vereinigten Staaten nicht – eine Weltordnung schaffen, wenn sie nicht 
mit anderen abgestimmt ist. Deshalb glaube ich, diese Krise sollte die Chance sein, die 
internationale Architektur der Institutionen neu zu ordnen. 
  
Wir müssen Überwachungssysteme für die Finanzmärkte schaffen und uns insgesamt das 
nahelegen, was wir in der Umweltpolitik seit langem wissen, nämlich dass wir eben nicht über 
unsere Verhältnisse leben dürfen und dass wir an die kommenden Generationen denken müssen. 
Wenn ich mir die Schuldenberge anschaue, die wir jetzt aufhäufen, um die Krise zu bekämpfen, 
dann ist für mich klar: Es gibt keinen anderen Weg. Ich will das ausdrücklich sagen. Auch 
Deutschland wird in einem zweiten Schritt noch einmal alle Spielräume, die wir im Rahmen des 
Maastrichter Vertrages haben, ausschöpfen. Auch wir werden nach dem Gedanken "Lasst uns 
gestärkt aus der Krise hervortreten" ein neues Paket auflegen und sagen: Wir wollen dann 
wenigstens in die Zukunft investieren, in Bildung, in energiesparende Technologien, in unsere 
Infrastruktur, und uns auf den demografischen Wandel vorbereiten. Aber nachdem wir das getan 
haben, werden wir auch einen Tag finden müssen, ab dem wir zu einer wirklich nachhaltigen 
Wirtschaft zurückkehren. Das heißt auch ein Stück weit, dass wir das erwirtschaften, was wir 
ausgeben, damit auch andere das ausgeben können, was sie erwirtschaften. Nur so wird sich die 
Welt ein Stück weit zu mehr Gerechtigkeit entwickeln. 
  
Herzlichen Dank. 
 








 


 


DISCOURS DU PREMIER MINISTRE, FRANÇOIS FILLON 
 


Madame la présidente du Libéria,  
Monsieur le Premier ministre, mon cher Tony,  
Messieurs les ministres,  
Mesdames et messieurs,  
 
It’s quite difficult to speak after Tony.  
 
D’abord parce qu’on a beaucoup d’admiration pour son exceptionnel parcours politique. Ensuite 
parce qu’on a beaucoup d’admiration pour ce qu’il a fait, pendant 10 ans, à la tête du Gouvernement 
britannique. Parce qu’on a de l’admiration pour ce qu’il est en train de faire aujourd’hui au service 
de la paix au Proche-Orient. Mais aussi parce qu’il a un talent fou et un charme fou, et il est capable 
de décupler ce charme lorsqu’il parle français. Et je suis d’accord avec son ministre de l’Emploi sur 
ce point. Et si je voulais vraiment l’affronter à armes égales, je me mettrais aussi à parler anglais, 
car je suis sûr que quand je parle anglais, j’ai autant de charme que Tony Blair. Mais comme je suis 
aujourd’hui son hôte, et par respect pour lui, je vais vous parler français.  
 
Je voudrais ensuite remercier et féliciter très chaleureusement Eric pour avoir eu l’idée d’organiser 
ce colloque, et c’est l’occasion pour moi de lui dire le bonheur que j’ai de travailler avec lui, depuis 
18 mois, dans des fonctions qui ont quelque chose à voir avec Tony Blair. Car en effet, avant de 
constituer le Gouvernement avec Nicolas Sarkozy, avant même les élections présidentielles, j’étais 
allé passer 48 heures dans l’équipe de Tony Blair pour voir comment fonctionnait le Matignon 
britannique, même si la comparaison n’est pas tout à fait exacte. J’avais noté que dans l’équipe de 
Tony, il y avait autant de hauts fonctionnaires que de politiques, il y avait autant d’hommes de 
l’administration en charge des dossiers, que d’hommes en charge de la prospective, de la réflexion, 
de la réflexion transversale. Dire que j’ai réussi à mettre en place ce système à Matignon serait un 
peu prétentieux, mais la tentative, la première tentative, c’est la nomination d’un secrétaire d’Etat 
auprès du Premier ministre chargé de la Prospective. Merci Eric du travail remarquable que tu as 
fait et ne considérez pas ces félicitations comme le signe de la fin de notre collaboration.  
 
Alors le titre du colloque - c’était la question que je posais, hier soir - n’était-il pas un peu 
ambitieux ? "Un nouveau monde, nouveau un capitalisme" : au fond à chaque fois qu’une crise 
survient, on est tous prompts à réinventer complètement le futur. Franchement, je ne le crois pas. 
Nous sommes passés à deux doigts d’une catastrophe, nous sommes passés à deux doigts d’un 
krach financier mondial, qui aurait pu avoir des conséquences bien plus dramatiques que celles que 
nous devons déjà affronter, si des mesures n’avaient été rapidement prises, c’est-à-dire si le système 
financier, le système bancaire n’avait pas été sauvé. Et nous sommes maintenant, du fait de cette 







crise financière, plongés dans une des crises économiques les plus sévères depuis les années 30, ce 
que Tony Blair décrivait hier comme un "tsunami économique".  
 
Eh bien, mesdames et messieurs, si cette situation ne constitue pas le signe d’un monde ancien qui 
est en train de s’effondrer, si cette période de tous les dangers ne provoque pas chez nous un sursaut 
de lucidité et d’audace, alors je vous pose la question : quelle catastrophe supplémentaire faudra-t-il 
que nous subissions pour que nous soyons enfin capables de repenser notre société contemporaine ?  
 
Nous vivons un basculement dont l’Histoire a le secret, un de ces moments où des tendances de 
fond sont à l’œuvre.  
 
On peut dire, je crois, qu’après cette crise, rien ne sera tout à fait comme avant. Il sera impossible 
de faire comme si rien ne s’était passé. Et si par malheur les forces du statu quo, les forces de 
l’immobilisme dont on sait à quel point elles sont puissantes, les forces de l’habitude supplantaient 
celles de l’audace et de l’action, alors je vous le dis, les épreuves que nous traversons actuellement 
ressurgiront un jour, et elles ressurgiront avec une violence bien plus brutale encore qu’aujourd’hui.  
 
Il ne s’agit pas, et je crois que c’est le consensus auquel vous êtes arrivés, de remettre en cause la 
force créatrice du capitalisme et de l’économie de marché, qui ont démontré qu’ils étaient les 
meilleurs moyens de produire des richesses et donc du progrès. Mais il serait en même temps 
irresponsable de sous estimer les failles dangereuses et parfois même scandaleuses d’un système 
mal régulé, d’un système peu responsable et d’un système largement dépourvu d’éthique.  
 
C’est à nous de tirer les leçons de nos propres erreurs. _ Et c’est à nous maintenant de remettre en 
cause nos certitudes les plus enracinées.  
 
Alors, c’est vrai que cet effort est difficile. Et il est difficile parce que le système dont nous 
constatons les dérives, c’est le nôtre !  
 
Et je veux dire qu’ici, tous, de droite comme de gauche, nous l’avons, d’une façon différente, mais 
nous l’avons tous, assumé. Il est vrai que l’échec flagrant du communisme, nous avait autorisé à 
penser que la victoire incontestée du capitalisme légitimait certains de ses manquements et certains 
de ses écarts. Tous, nous avons péché par excès de confiance.  
 
Pour tout dire, certains, et ils furent nombreux, ont cru de bonne foi que l’Histoire était finie !  
 
Or l’Histoire n’est jamais close. Et aujourd’hui, la voici qui nous bouscule et qui nous défie 
intellectuellement et politiquement.  
 
Tout ce qui a été dit ici pendant deux jours doit donc nous aider à réinventer le capitalisme.  
 
Soyons francs et lucides parce que c’est encore le meilleur moyen d’être fidèle aux vraies vertus de 
l’économie de marché.  
Ce que nous payons aujourd’hui, c’est le prix de l’imprévoyance, c’est le prix de l’irresponsabilité, 
le règne des joueurs, des escrocs et des faussaires. Ce n’est pas cela le capitalisme ! Ce ne peut être 
cela ! La voie de l’avenir, c’est un capitalisme de responsabilité, c’est un "capitalisme responsable".  
C’est un capitalisme où chacun assume les conséquences des risques qu’il prend librement, et où 
nul ne peut s’en décharger sur le reste de la société.  
C’est un capitalisme où l’échange doit être source d’enrichissement mutuel et pas d’exploitation.  
C’est un capitalisme où la fortune des plus doués doit faire le progrès des plus défavorisés.  
C’est un capitalisme où le monopole et la rente ne doivent pas résister à une concurrence saine.  







C’est un capitalisme où les inégalités ne doivent pas perdurer de génération en génération.  
C’est un capitalisme où l’égalité des chances est rendue possible par l’égalité des droits.  
C’est un capitalisme qui n’hypothèque pas l’avenir de la planète et qui investit dans le futur.  
C’est un capitalisme où l’arbitre est l’Etat parce que l’Etat est le mieux placé pour arbitrer entre les 
exigences du long terme et les pulsions du court terme.  
 
En vous disant tout cela, j’ai le sentiment de ne pas être complètement infidèle aux fondements de 
mon engagement politique : c’est-à-dire - pardon si j’utilise un mot qui va vous apparaître démodé - 
à celui du gaullisme. Je pense même que le gaullisme est assez actuel parce qu’il est une façon de 
rester maître de l’intérêt national, que l’on est en même temps capables de conjuguer avec l’intérêt 
européen et les nécessaires équilibres mondiaux.  
 
C’est une façon d’agir pour l’avenir, comme notre pays l’avait fait lorsque nous avons accompli 
l’un des choix les plus stratégiques pour notre avenir, qui avait été le choix de l’énergie nucléaire. 
Et d’ailleurs, je me permets de vous raconter à cet effet une anecdote. Aujourd’hui, deux des 
grandes forces de la France sont : l’indépendance énergétique et dans une moindre mesure ses trains 
à grande vitesse. Ce sont deux décisions qui ont été prises dans la plus grande confidentialité, dans 
un conseil restreint, même pas dans un Conseil des ministres et qui n’ont d’ailleurs jamais été 
débattues par le Parlement. Dans le même Conseil restreint (peu de temps avant la mort de Georges 
Pompidou) il a été décidé de lancer l’ensemble du plan électronucléaire français et la construction 
des premières lignes de train à grande vitesse. C’est dire si l’Etat peut parfois prendre des décisions 
qui sont des décisions d’avenir et des décisions stratégiques. Le gaullisme, c’est aussi - et j’essayais 
de l’évoquer hier soir - la synthèse entre l’efficacité économique, le capitalisme, et la justice sociale. 
Pour tout dire, c’est une certaine idée de la condition humaine dressée face aux forces dissolvantes 
et destructrices de l’Histoire.  
 
Repenser la condition humaine et conduire l’Histoire avant qu’elle ne vous conduise contre votre 
propre gré : voilà notre défi.  
 
Face aux désordres du monde, notre premier impératif est de mettre en place une nouvelle 
coopération internationale, pour éviter les tentations contreproductives, comme celle du 
protectionnisme.  
 
L’enseignement des crises précédentes, et en particulier celui de la Grande crise des années 1930 est 
de ce point de vue extrêmement clair : les guerres commerciales conduisent toujours à la ruine 
collective. Aujourd’hui, tous les membres du G20 doivent respecter les engagements qui ont été pris 
dans ce sens à Washington, le 15 novembre dernier.  
 
Hier, le Président Obama a annoncé un plan de relance exceptionnel de l’économie américaine. Les 
Etats-Unis prennent réellement conscience de la gravité de la situation. Mais il faut aussi qu’ils 
prennent conscience que seule une coopération internationale renouvelée permettra de la surmonter.  
 
Le message de l’Europe à l’Amérique, c’est celui-ci : nous vivons la première crise réelle et 
généralisée de la mondialisation. C’est un avertissement qui nous dicte de repenser le monde, et non 
pas de le rafistoler à la marge.  
 
La France veut être au cœur de cette ambition.  
 
Elle a proposé, et ceci bien avant la crise qui vient de survenir, l’extension progressive du G8 aux 
grands pays émergents, pour évoluer vers un G13 ou G14. Elle a été à l’origine de la réunion du 
sommet du G20 de Washington.  







 
Elle soutient le processus de réforme du Conseil de sécurité des Nations unies. Et elle a joué un rôle 
moteur dans la réforme des droits de vote au sein du Fonds Monétaire International.  
 
Si nous le faisons, c’est parce que nous pensons que la mondialisation est allée plus vite que la 
politique, et qu’il faut aujourd’hui proposer, en somme, que la politique revienne au centre du 
système international. Ce système n’a pas changé depuis longtemps, et cela malgré le fait que 
presque tout autour de lui ait changé :  
  la chute du Mur de Berlin qui a annoncé la fin de l’alternative marxiste ;  
  l’émergence de nouvelles puissances qui contestent aujourd’hui le statut dominant des vieilles 
nations industrielles ;  
  la révolution des technologies de l’information et de la communication dont nous avons tous passé 
l’essentiel de notre temps à dire qu’elle était fondamentale mais en réalité, sans en tirer aucune 
conclusion, aucune conséquence dans les modifications nécessaires de notre organisation.  
 
Et puis permettez-moi d’y ajouter le 11 septembre 2001 qui n’était rien d’autre qu’une tentative 
avortée mais signifiante d’embraser le monde contemporain.  
 
Et voici pour finir, la crise financière et économique, cette crise systématique qui vient nous frapper 
en plein cœur.  
 
Mesdames et messieurs, le G20 ne doit pas rester une lettre morte.  
 
Ces efforts doivent déboucher, lors du sommet de Londres, sur des mesures concrètes : c’est-à-dire 
sur la soumission des activités de crédit aux réglementations définies à Bâle, c’est-à-dire sur la 
régulation des hedge funds systémiques, c’est-à-dire sur l’harmonisation des fonds propres des 
banques, sur l’encadrement de la titrisation, sur la lutte contre la procyclicité des normes 
comptables, sur la régulation des agences de notation et des pratiques de rémunération.  
 
Enfin, il faut que cette réunion soit l’occasion d’engager un combat sans merci contre les paradis 
fiscaux qui accentuent l’enfer de tous les autres.  
 
Il faut les soumettre aux mêmes règles que l’ensemble des places financières, ainsi qu’à des règles 
communes de coopération fiscale.  
 
Notre ambition est claire : aucune entreprise, aucune institution, aucun agent économique, aucun 
acteur du marché ne saurait se soustraire à la régulation ou à la supervision et faire peser un risque 
irresponsable sur l’ensemble de la collectivité.  
 
Mais mes chers amis, nous ne pouvons pas nous limiter à la finance mondiale et à sa régulation. 
L’énergie, le climat, le développement des pays pauvres : ces biens publics mondiaux exigent une 
impulsion renforcée.  
 
Je voudrais d’abord dire un mot de l’énergie.  
 
Parce que les fluctuations excessives de son prix ont accentué incontestablement la crise actuelle. Il 
faut que nous mettions en place de nouveaux mécanismes pour maîtriser ces fluctuations.  
 
Nous devons repenser de fond en comble les relations entre les producteurs et les consommateurs. 
Nous devons concevoir des outils de régulation qui n’existent pas aujourd’hui.  







Les rencontres de Djeddah et de Londres ont permis d’établir le dialogue : eh bien je pense que 
nous nous devons aller plus loin.  
 
Le prix du baril de pétrole ne peut plus seulement être indexé sur le simple jeu de l’offre et de la 
demande ! Il est de l’intérêt de tous de disposer d’une plus grande visibilité sur les prix pour 
échapper aux fluctuations erratiques que nous avons connues.  
 
Il nous faut examiner la faisabilité d’engagements de moyen terme des pays consommateurs 
d’énergie sur les prix d’achat qui viendraient en contrepartie d’engagements des producteurs sur la 
réalisation d’investissements, sur le maintien d’une offre stable et d’une plus grande transparence 
des coûts de production.  
Cela permettrait ainsi à chacun de disposer d’une vision de moyen terme indispensable pour 
conforter les investissements tant en matière énergétique qu’industrielle.  
 
C’est une proposition que Gordon Brown a faite lors du dernier Conseil européen. C’est une 
proposition que nous soutenons et qui nous paraît être une voie extrêmement prometteuse pour 
améliorer la stabilité des marchés mondiaux.  
 
Nous devons, par ailleurs, assurer la sécurité des approvisionnements énergétiques. Notre réponse à 
la crise gazière actuelle doit être claire, elle doit être européenne, elle doit être solidaire.  
 
L’Europe devait impérativement parler d’une seule voix pour ne plus être l’otage de la crise russo-
ukrainienne. Des observateurs européens vont être envoyés sur place, et je veux appeler 
solennellement les deux parties à respecter scrupuleusement leurs engagements à notre égard.  
Mais je veux dire aussi que le principe d’une solidarité énergétique, notamment entre les membres 
de l’Union européenne, doit s’appliquer. Nous devons promouvoir une approche européenne 
commune, notamment en matière de diversification des approvisionnements, de façon à réduire 
notre dépendance, et à mieux maîtriser l’énergie pour limiter nos consommations.  
 
La lutte contre le changement climatique est un sujet global qui appelle par excellence, une réponse 
mondiale.  
 
L’Union européenne, sous la présidence française, après les engagements très ambitieux qui avaient 
été pris par la présidence allemande, a montré l’exemple, avec l’adoption du paquet énergie-climat. 
C’est un plan d’action sans précédent. Il permettra à l’Union européenne d’atteindre d’ici 2020 
l’objectif ambitieux des "3 fois 20" : réduction de 20 % des émissions de gaz à effet de serre, 
amélioration de 20 % de l’efficacité énergétique, et augmentation de 20 % de la part des énergies 
renouvelables dans la consommation énergétique de l’Union.  
 
C’est un accord historique parce que c’est la première fois qu’un continent tout entier décide, de son 
propre chef, et pas sous la pression des événements, de se doter d’un système contraignant pour 
réduire sa consommation d’énergie et pour atteindre des objectifs aussi ambitieux.  
 
L’Europe a montré la voie ! Naturellement, elle ne pourra pas lutter seule contre le réchauffement 
climatique. Il est donc urgent que les autres grands acteurs s’engagent. Ce sera tout l’enjeu du grand 
rendez-vous prochain de Copenhague, dont chacun comprend bien qu’il dépendra pour une très 
large part de l’attitude des Etats-Unis.  
 
Enfin, ce nouveau monde que nous recherchons, il ne peut pas être fondé sur le moins-disant social.  
 







Les Etats membres de L’Organisation Internationale du Travail se sont engagés en 1998 à respecter 
les droits fondamentaux au travail : la liberté syndicale, la lutte contre les discriminations, 
l’interdiction du travail forcé, l’élimination du travail des enfants. Il faut que ces engagements 
soient tenus, et ils sont au cœur du sujet dont vous avez débattu depuis 48 heures.  
 
Tous les pays peuvent et doivent encourager les bonnes pratiques des entreprises en matière de 
"responsabilité sociale".  
L’Agence Française de Développement va mettre en place, avec des entreprises partenaires, une 
fondation pour l’entreprise responsable.  
Elle aura pour objectif de promouvoir les bonnes pratiques des entreprises dans les pays émergents.  
C’est une initiative qui est encore unique en Europe.  
Je souhaite qu’elle dépasse rapidement le cadre français. Et je souhaite, dans cet esprit, l’adoption 
d’une norme internationale en matière de responsabilité sociale des entreprises, comme il en existe 
déjà en matière de sécurité des produits ou en matière de qualité des process.  
 
Au G20, la France a plaidé, avec le président de l’Afrique du Sud, pour que l’Afrique ne soit pas 
oubliée. L’Union européenne représente 60 % de l’aide publique au développement mondial. Il faut, 
malgré la situation budgétaire extrêmement contrainte que nous allons connaître en 2009, que 
l’ensemble des pays de l’Union européenne, et la France le fera, maintienne son effort d’aide 
publique au développement entre 2009 et 2011.  
 
L’aide publique est essentielle, mais vous savez bien que l’aide publique n’est qu’une fraction des 
flux financiers qui soutiennent le développement. La solidarité n’est pas seulement l’affaire des 
Etats. Les citoyens et les entreprises françaises donnent 6 milliards d’euros par an aux organismes 
caritatifs et culturels.  
 
Mon gouvernement veut encourager cette générosité privée. Depuis la loi de modernisation de 
l’économie de l’été dernier, la France dispose du système fiscal le plus incitatif d’Europe, et peut-
être du monde, en matière de mécénat et de générosité financière.  
 
Il faut aussi encourager et faciliter le flux de financement privés, en particulier les flux 
d’investissements et les transferts de migrants.  
 
C’est la raison pour laquelle la France vient de lancer une initiative d’un montant de 2,5 milliards 
d’euros visant à favoriser le développement des entreprises privées en Afrique sub-saharienne, en 
élargissant leur accès au financement par des prêts, des garanties, des accords avec des banques 
locales. Plus de 2.000 entreprises seront ainsi soutenues et 300.000 emplois créés.  
 
Mesdames et Messieurs,  
 
Les grandes mutations historiques, on le sait maintenant, n’obéissent à aucun déterminisme, elles 
n’obéissent à aucune loi dialectique abstraite. L’Histoire est ce qu’en font les hommes. Elle se 
nourrit de leur pensée, elle se nourrit de leur volonté. En ce sens et à sa mesure, ce colloque aura 
contribué à éclairer les décisions nécessaires que nous allons devoir prendre. Si ce n’est pas nous 
qui réinventons notre monde, alors d’autres acteurs s’engouffreront dans la voie de la démagogie et 
de la contestation radicale.  
 
A l’évidence, cette refondation du système capitaliste et international n’est ni de droite ni de 
gauche. Et Tony a eu raison de dire tout à l’heure que "les vieilles grilles de lecture sont démodées".  
 







"Nouveau monde, nouveau capitalisme" ; alors est-ce que l’intitulé de ce colloque était trop 
idéaliste ? Est-ce que les forces du statu quo auront, une nouvelle fois encore, raison de nos 
ambitions ? C’est un risque réel, c’est un risque qu’il nous appartient de surmonter avec 
détermination et avec courage.  
 
Mesdames et Messieurs,  
 
Entre le monde d’hier et celui de demain, il y a la volonté politique qui n’est autre que la volonté de 
choisir notre destin.  
Par vos réflexions et vos propositions, je veux vous dire que la France en tout cas se mettra en 
situation d’agir, et pour cela, je veux que vous en soyez tous remerciés. 
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CHECK AGAINST DELIVERY 


This is an immensely timely conference. I congratulate President Sarkozy and my good friend Eric 


Besson for organising it. I am delighted to see Chancellor Merkel with us. They are of course former 


colleagues of mine. They are still in Government. I am now in the fortunate position of being able to 


offer them brilliant insights and wise advice without the responsibility of carrying them out. It is a 


luxury I can commend but not too soon for either of them. 


Let us start with the obvious. This economic crisis is the biggest, most complex, most delicate economic 


challenge of our lifetime. It is the most tricky intellectual challenge of any kind I have ever encountered. 


And it is still evolving. 


It has bought home to us the other side of the consequences of globalisation with dramatic effect. It is 


rudely educating us as to the integrated nature of the world we now live in. It is putting into contention 


what seemed previously unshakeable orthodoxy. Conventional wisdom appears not just complacent but 


fundamentally in error. 


The combination of all of this means we live in an era of very low predictability. 


But certain things are clear. This crisis poses unique problems to policy makers. Normally, as a crisis 


erupts, a leader will seek advice. Experts are consulted. Their advice will be of varying shades. Some 


may differ. But by a process of analysis, a reasonable outline of a policy answer emerges. 


Here you ask the experts; and the best and the most honest say: we don't know. The most frequent 


description is "unprecedented". 


What is plain is that the financial system has altered in its fundamentals and can never be the same 


again. What is necessary is radical action to deal with the fall-out of the crisis. What is unavoidable in 


the longer term is a recasting of the system of international supervision. What is sensible is to ask, as 







this Conference does: what sort of free enterprise system, what type of capitalism do we want for our 


future? 


I will divide my remarks into these sections: the immediate solution; the longer-term measures; and the 


values which should underpin global capitalism. 


In terms of the immediate solution, the policy debate has evolved as the situation has. At first, it seemed 


as if there were a divide between those who I designate " kitchen-sinkers" i.e. throw everything at it; and 


those who were in the "wait and see" category. Actually that division is largely gone. There is no doubt 


there needs to be radical action. It is sensible to target it, however, as we better see how the crisis has 


unfolded. 


There is therefore an emerging consensus around four points: 


1. The origins of this crisis lie in the changes in financial practice. The impact is now felt in the real 


economy. But, unless we fix the financial system, real economy measures will be limited in their impact. 


Here it is important not to confuse short-term and long-term. The cause of the crisis may have been 


irresponsible lending and a credit and asset bubble. The long-term solution is to regulate to ensure 


responsible practice. But the short-term problem now is not too much credit or incautious lending; but 


too little and too cautious. There is a profound lack of confidence in the financial system's viability. The 


crisis shook its fundamentals. People worry there are bad debts still to be exposed. This causes a crisis 


of confidence, not amongst those who lack the means to spend but even amongst those who don't. So 


consumers don't spend, businesses don't invest, banks don't lend. 


This crisis of liquidity then impacts the real economy, which in turn feeds back into the financial sector. 


This spiral is what must be arrested. 


They key is to do whatever it takes - whether by hastening the proper writing down of asset values and 


recapitalisation of bank balance sheets, and /or the underwriting of credit to get the blood pumping 


back round the financial system again. Failure to do this will outweigh colossally any fiscal stimulus. It 


must be got moving again.  


2. Because of the impact on the real economy, traditional demand-side stimuli are necessary. There can 


be a debate about which stimuli. The only point I would make here, is that we should spend to build for 


the future. There is no advantage in "make-work" schemes. We don't live in the era of the 1930's or the 


post-war. I would invest in renewable energy, science, technology, education and innovation. Be 


relentlessly fixed on the future. Government can't predict the winners of the future but it can by 


investment, enable, empower and encourage. 


3. There will have to be support and help for the victims of the crisis. There is no doubt that 


unemployment will rise and amongst some of the most skilled service sector employees. It may even be 


that we will witness, in time, a paradigm shift in economic activity toward modern manufacturing. 


Again it is hard to predict. But what is obvious is that the traditional welfare systems are not properly 


equipped to deal with the scale or nature of the Tsunami affecting us. 







4. There will be many major challenges confronting the new U.S. President in less than two weeks time, 


as well as the domestic effect of this crisis. One such challenge we have all been dealing with this past 10 


days is the Middle East. But somewhere near the top of the agenda I would put the U.S strategic 


relationship with China; and the same applies to us in Europe. Re-balancing this economic relationship 


is one of the hardest things of all. But it is utterly crucial. It needs to be worked on now. We must save 


more. China will have to spend more. We may think we are competing and at one level we are. At 


another our co-ordination and common understanding are of the essence. 


This brings me to the longer-term framework we need in place. We need a better system of financial 


regulation, better co-ordinated. Ok we can all agree on that. I want to make a larger point. It arises out 


of, not just this crisis but my experience of 10 years of office at the highest level. We have mid 20th 


Century international institutions governing a 21st Century world. This is true of the global economy. 


The reform of the IMF and World Bank, of the financial regulatory system are long overdue. 


But it is true across the board. Look at the G8. Reflect on its absurdity. In fact, take the G7, the so-called 


economic club of the world. Four European nations. No China. No India. No Brazil. No one from the 


Middle East. No one from Africa. 


Take the global negotiations over global warming and a new accord post Kyoto. The UN negotiators are 


able, I would say, heroic, people. But be serious: 190 countries sitting round a table trying to hammer 


out a deal, with no global institution with the technical know-how, research capability and political 


weight to guide them? And this is in an area of inordinate technical complexity and political sensitivity. 


Or take the awful events of the Congo. 6000 rebels on one side. 6000 militia thugs on the other. A UN 


force of 18,000 unable to keep people from being subject to mass rape, murder and pillage? Are we 


really that helpless? And don't think because the TV cameras have moved on, the suffering has. 


And where have they moved on to? The Middle East. By luck, France has the Presidency of the Security 


Council. By his energy - to which I have referred before - the French President got the sides together. 


But examine the absurdity. Here is a conflict whose supreme importance reaches across the world. It 


moves our politics, our economics, even our society and culture. With even the limited mandate I have, 


these past 18 months have been an extraordinary instruction. You know what is most frustrating? Not 


that it can't be solved; but that it so clearly could be. Is it really beyond our wit to grip this, to co-


ordinate our international efforts and to see them bear fruit, so that Israel no longer has to fear for its 


existence and Palestinians have the justice of a viable state in which the two people can live side by side 


in a land less than half the size of France's largest region? If it matters that much, should our effort to 


resolve it not be commensurate with its importance so that innocent young children no longer live 


afraid or die needlessly? 


What I am saying is that this economic crisis is vital in itself; but it holds a deeper, broader lesson for us. 


In today's world, no nation's governance, not even the most powerful, can work without a strong 


dimension of global governance. 


Which brings me to my final point. One part of the debate over these next two days, will be about 


globalisation. Is it good or bad? There is a myth that globalisation is the result of a policy driven by 







Governments; and can be altered or even reversed by Governments. It isn't. It is driven by people. 


Globalisation is not just an economic fact. It is about the internet, its power to communicate, influence 


and shape a world whose frontiers are coming down. It's about mass travel, migration, modern media. 


It is not simply an economic fact; it is in part an attitude of mind. It is where young people choose to be. 


But what is absolutely apparent from the economic crisis is that it requires values to function effectively. 


Note that I say effectively, not just fairly. Yes, it has always been clear that globalisation needs values to 


be equitable. What has been less clear but now is clear, is that it needs values to work. If we want to 


keep our world economy open, and not lapse into protectionism, we must strive to make it just. If 


businesses want to succeed, they must embrace their stakeholders with respect; they must develop the 


potential of their employees not just exploit them. If the financial system is to recover, it must re-gain 


confidence.  


To re-gain confidence, there must be trust. To have trust, the system as a whole needs to be inbred with 


values other than those of short-term profit maximisation. It must be about more than mere speculation 


and the clever bet. It must be also about investing and building. The best business people I have met, 


have been first and foremost passionate about what they are creating, rather than what they are 


accumulating. 


The new capitalism is therefore not about a return to the past. The change we seek should not be about 


replacing the free enterprise system or the market but about sustaining them in a way that is stable and 


enduring.  


Look upon this crisis not as an occasion to regress in policy or attitude of mind; but as a chance to 


renew, as an opportunity to open a new chapter in humanity's progress to a better future for all.  
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